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Der vorliegende Entwurf einer Verordnung zur Einführung schulischer Vorkurse soll, 

die mit dem 18. Schulrechtsänderungsgesetz auf Verordnungsebene erforderlich 

gewordenen Regelungen umsetzen. Das 18. Schulrechtsänderungsgesetz führt – 

sofern es beschlossen wird – schulische Vorkurse zur Förderung der Sprachkompe-

tenz, sogenannte ABC-Klassen, in schulischer Verantwortung für Kinder ein, bei 

denen im Rahmen der Schulanmeldung festgestellt wird, dass sie nicht über die 

erforderlichen Sprachkenntnisse in Deutsch verfügen. 

Der vorliegende Entwurf der Vorkursverordnung regelt Einzelheiten zu der Einrich-

tung von ABC-Klassen, der Festlegung des Ortes der ABC-Klassen, der Beförderung 

der Kinder und der Fahrkostenerstattung. Durch die Änderung der Verordnung über 

die Durchschnittsbeträge wird der für die Teilnahme an einer ABC-Klasse geltende 

Durchschnittsbetrag für die Beschaffung von Lernmitteln festgesetzt.   

Der DGB NRW und die GEW NRW nehmen im Rahmen der Verbändebeteiligung 

gerne Stellung zum Verordnungsentwurf.  

Vorbemerkung 

Wir begrüßen ausdrücklich die Absicht der Landesregierung, Sprachförderung 

verbindlich und frühzeitig zu verankern. Die gezielte Förderung aller Kinder mit 

sprachlichem Entwicklungsbedarf im bestehenden System der Kindertageseinrich-

tung bereits vor dem Schuleintritt ist ein Schritt hin zu mehr Chancengleichheit und 

Stärkung von Bildungsgerechtigkeit. Unbestritten ist die Notwendigkeit, dass 

Kinder mit ausreichenden Sprachkompetenzen in die Schule eintreten. Bei festge-

stellten Förderbedarfen muss die Sprachbildung intensiviert werden. Nach aktuel-

lem Forschungsstand ist es jedoch nicht zielführend, Sprachbildung aus der alltags-

integrierten, spielerischen Sprachförderung der Kindertageseinrichtungen 

herauszulösen und in neu zusammengesetzten, ortsfremden Gruppen und Räumen 

durchzuführen. Ein Verbleib der Kinder in ihrer vertrauten Umgebung mit bekann-

ten Bezugspersonen erscheint aus pädagogischer Sicht sinnvoll und notwendig. 

Eine Herauslösung der Kinder aus vertrauten Kontexten widerspricht diesen grund-

legenden Erkenntnissen der frühkindlichen Pädagogik.  

Wir kritisieren den Entwurf des 18. Schulrechtsänderungsgesetzes, da dieser aus 

unserer Sicht wesentliche strukturelle, pädagogische und arbeitsrechtliche Fragen 

nicht ausreichend beantwortet. Im vorliegenden Entwurf einer Verordnung zur 

Einführung schulischer Vorkurse setzt sich dies leider fort. Viele fachliche, pädago-

gische und organisatorische Fragestellungen sind nicht ausreichend geklärt, die 
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Realität der Familien, die von der Verordnung betroffen sind, wird nicht wirklich 

berücksichtigt.   

Insgesamt sehen wir einen dringenden Überarbeitungsbedarf des Konzeptes zu den 

ABC-Klassen und damit einhergehend des vorliegenden Verordnungsentwurfs.  

Die im vorliegenden Entwurf dargestellten Zuständigkeiten, Abstimmungsprozesse 

und Kommunikationswege erscheinen in ihrer derzeitigen Ausgestaltung außeror-

dentlich komplex. Es wird deutlich: Zahlreiche Akteur*innen sind in mehrere aufei-

nanderfolgende Abstimmungs- und Entscheidungsprozesse eingebunden. Für die 

praktische Umsetzung wäre daher aus unserer Sicht mindestens eine übersichtli-

che Prozessdarstellung (z. B. in Form eines Ablaufdiagramms) erforderlich, um 

Fehlerquellen zu minimieren und die Verfahrenssicherheit im Alltag zu gewährleis-

ten. 

Der vorgesehene Ablauf umfasst unter anderem die Testung durch die Schule, die 

Weitergabe von Daten an das Schulamt, die Abstimmung der Kurskapazitäten mit 

dem Schulträger, Vorentscheidungen über Kursstandorte, weitere Abstimmungen 

mit Schul- oder Kita-Trägern sowie abschließende Zuweisungsentscheidungen 

durch das Schulamt. Dabei bleiben einzelne Zuständigkeiten und Informations-

wege unklar. So ist beispielsweise nicht ersichtlich, wer die Kindertageseinrichtun-

gen über die endgültigen Entscheidungen informiert, wenn die abschließende 

Mitteilung ausschließlich an Schule und Schulträger erfolgt. 

Bereits unter der Annahme, dass sämtliche Kommunikations- und Abstimmungs-

wege reibungslos funktionieren, erscheint der Zeit- und Organisationsaufwand sehr 

hoch. Die Planung setzt ein Maß an Verlässlichkeit und Geschwindigkeit in den 

beteiligten Verwaltungs- und Abstimmungsprozessen voraus, was nach unseren 

Erfahrungen nicht der gelebten Praxis entspricht. Es besteht daher die Gefahr, dass 

Verzögerungen, Missverständnisse oder Zuständigkeitsunklarheiten zu erheblichen 

organisatorischen Problemen führen. 

Im Folgenden gehen wir auf einzelne Paragrafen der Verordnung zur Einführung 

schulischer Vorkurse ein: 

§ 1 Einrichtung von Vorkursen 

Der § 1 regelt die Einrichtung der Vorkurse an allgemeinen öffentlichen Schulen mit 

Primarstufe, also an Grund- und Primus-Schulen. ABC-Klassen sollen weder an 
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Förderschulen noch an Ersatzschulen eingerichtet werden. Mit dieser Einschrän-

kung besteht aus unserer Sicht ein massiver Regelungsbedarf, wie zukünftig Kinder 

mit sonderpädagogischem Unterstützungsbedarf in den ABC-Klassen ihren Bedar-

fen entsprechend unterstützt werden können.  

Der Paragraf sieht keinerlei Zeithorizont vor, innerhalb dessen die Meldungen der 

Schulleitungen über die Kinder, die zukünftig an den Vorkursen teilnehmen sollen, 

an die zuständige Schulaufsichtsbehörde erfolgen sollen. Hier empfiehlt sich eine 

dringende Nachbesserung, um für die daraus resultierenden Planungen entspre-

chende zeitliche Ressourcen zu ermöglichen. Auch wird nicht ersichtlich, bis wann 

die Schulaufsicht die Einrichtung der Vorkurse mitteilen wird.  

 

Jeder Vorkurs soll von minimal fünf Kindern und maximal zehn Kindern besucht 

werden. Der Höchstwert kann allerdings aus „pädagogischen, organisatorischen 

oder baulichen Gründen“ um bis zu 2 Kinder überschritten werden. Die Kann-Rege-

lung zur möglichen Überschreitung lässt aus Sicht von DGB NRW und GEW NRW in 

ihrer unspezifischen Formulierung Optionen für eine Anhebung der Teilnehmer*in-

nenzahl. Wir empfehlen eine Präzisierung der Formulierung.  

§ 2 Festlegung des Kursortes 

§ 2 regelt die Festlegung des Kursortes. Die Durchführung des Kurses ist dabei nicht 

auf die Schule beschränkt, an der die Anmeldung erfolgt ist, sondern kann auch an 

einem anderen Standort stattfinden. Vorkurse können laut Verordnungsentwurf 

auch an einer anderen öffentlichen Schule (auch Förderschule), einer Kita oder 

auch in geeigneten Räumlichkeiten wie z. B. in einer Volkshochschule, einer Ersatz-

schule oder einem Pfarrgemeindehaus stattfinden. Über den Kursort entscheidet 

die allgemeine öffentliche Schule mit Primarstufe in Abstimmung mit der zuständi-

gen Schulaufsichtsbehörde unter Beteiligung des Schulträgers.  

Die Möglichkeit, Kinder aus organisatorischen Gründen einem anderen Vorkurs-

standort zuzuweisen, widerspricht dem Ziel eines kontinuierlichen und anschluss-

fähigen Bildungsprozesses. Sie erschwert nicht nur den Aufbau verlässlicher Bezie-

hungen, sondern unterbricht bestehende Kooperationsstrukturen zwischen 

Kindertageseinrichtungen und aufnehmender Grundschule und gefährdet so die 

notwendige Kontinuität individueller Förderprozesse. 

Gerade die enge Verzahnung zwischen Kita, Vorkurs und aufnehmender Schule ist 

jedoch entscheidend, um Kindern einen erfolgreichen Übergang von der Kita in die 
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Schule zu ermöglichen, und stellt gleichzeitig eine wesentliche Voraussetzung für 

eine erfolgreiche Förderung der Kinder dar. 

Die Verlagerung der Kurse an externe Standorte erzeugt zusätzliche organisatori-

sche Anforderungen und bindet personelle Ressourcen in den Kindertageseinrich-

tungen. Kinder müssen auf den Wechsel in eine ungewohnte Umgebung vorbereitet 

und eventuell von Fachkräften der Kindertageseinrichtung begleitet werden. 

Gleichzeitig sind Abstimmungs- und Koordinierungsprozesse zwischen den betei-

ligten Einrichtungen erforderlich. 

Vor dem Hintergrund des weiterhin eklatanten Fachkräftemangels ist nicht erkenn-

bar, wie diese zusätzlichen Aufgaben ohne weitere personelle Unterstützung bewäl-

tigt werden sollen. Aus Sicht des DGB und der GEW besteht die Gefahr, dass die 

ohnehin stark belasteten Einrichtungen mit zusätzlichen Anforderungen konfron-

tiert werden, ohne dass die hierfür notwendigen Ressourcen zur Verfügung gestellt 

werden. 

Es ist vorgesehen, dass auch Kinder, die später eine Förder- oder Ersatzschule 

besuchen werden, an den Vorkursen einer Grundschule teilnehmen. Dies führt zu 

einer weiteren Erhöhung der Teilnehmer*innenzahlen und des organisatorischen 

Aufwands. Gerade Kinder, die unmittelbar an Förderschulen angemeldet werden – 

beispielsweise aufgrund von Sinnesbeeinträchtigungen, Beeinträchtigungen in der 

körperlich-motorischen Entwicklung oder der geistigen Entwicklung – benötigen 

häufig zusätzliche Unterstützung und Förderung, die im vorliegenden Entwurf nicht 

berücksichtigt sind. Wie diesen Bedarfen innerhalb der vorgesehenen Strukturen 

angemessen begegnet werden soll, bleibt offen. 

Wir stellen uns vor diesem Hintergrund die Frage, weshalb die Förderschulen und 

deren Fachpersonal nicht systematisch in die Planung und Durchführung der 

Vorkurse einbezogen werden. Wenn als möglicher Kursort für die ABC-Klassen 

Förderschulen ausdrücklich möglich sind, erscheint es fachlich sinnvoll, die dort 

vorhandene Expertise frühzeitig und verbindlich in die Konzeption und Umsetzung 

einzubinden. 

Auch die Möglichkeit, Vorkurse in Räumlichkeiten anderer Träger durchzuführen, 

wirft praktische Fragen auf. Es muss sichergestellt werden, dass die genutzten 

Räume den Anforderungen an eine kindgerechte Lernumgebung entsprechen und 

über eine angemessene Ausstattung verfügen. Dabei bleibt ungeklärt, wer die orga-

nisatorische Verantwortung sowie die Finanzierung notwendiger Anpassungen und 
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Ausstattungen übernimmt. Darüber hinaus würde die Einbindung weiterer Träger 

neben Schulen, Schulämtern und Kindertageseinrichtungen die Zahl der beteilig-

ten Akteur*innen erneut erhöhen und kann die ohnehin komplexen Abstimmungs-

prozesse zusätzlich erschweren. 

Nicht zuletzt muss auch aus Sicht der Kinder analysiert werden, die zukünftig an 

den ABC-Klassen (häufig) außerhalb ihrer eigenen Einrichtung teilnehmen werden. 

Die Teilnahme an außerhalb der Einrichtung stattfindenden Angeboten kann dazu 

führen, dass einzelne Kinder als „besonders“ oder „anders“ wahrgenommen wer-

den, wodurch das Risiko einer Stigmatisierung besteht.  

§ 3 Beförderung 

Wir kritisieren ausdrücklich, dass die Entwurfsverordnung eine organisierte Beför-

derung ausschließlich für Kinder vorsieht, die bereits eine Kindertageseinrichtung 

besuchen. Für Kinder, die keine Kindertageseinrichtung besuchen, soll die Beförde-

rung zum Kursort und zurück durch die Eltern organisiert werden. Aus unserer Sicht 

entsteht damit ausgerechnet bei derjenigen Zielgruppe eine erhebliche Versor-

gungslücke, die häufig in besonderem Maße auf Unterstützung angewiesen ist. 

Kinder, die keine Kindertageseinrichtung besuchen, tun dies oftmals nicht 

ausschließlich aus freier Entscheidung der Familien. Nicht selten bestehen bereits 

erhebliche organisatorische, soziale oder infrastrukturelle Hürden, die den regel-

mäßigen Besuch einer Einrichtung erschweren. Gerade in diesen Fällen ist davon 

auszugehen, dass auch die eigenständige Organisation von Fahrten zu den Vorkur-

sen für die Familien eine zusätzliche Belastung darstellen kann. Vor diesem Hinter-

grund ist nicht nachvollziehbar, weshalb diese Personengruppe von einer organi-

sierten Beförderung ausgeschlossen wird. 

Besonders deutlich wird diese Problematik im ländlichen Raum, wo der öffentliche 

Personennahverkehr vielerorts nur eingeschränkt verfügbar ist und eine verlässli-

che Erreichbarkeit der Kursstandorte häufig nicht gewährleistet werden kann. 

Die in § 4 vorgesehene Erstattung von Fahrtkosten löst dieses Problem nicht, da sie 

fehlende oder unzureichende Beförderungsmöglichkeiten nicht ersetzt. Darüber 

hinaus beschränkt sich die Problematik keineswegs auf ländliche Regionen. Auch 

in städtischen Gebieten mit einem grundsätzlich dichter ausgebauten ÖPNV beste-

hen erhebliche Herausforderungen hinsichtlich Zuverlässigkeit, Erreichbarkeit und 

Alltagstauglichkeit für junge Kinder und ihre Familien.  
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Darüber hinaus ergeben sich im Zusammenhang mit Hin- und Rückwegen weitere 

organisatorische und betreuungsrelevante Fragestellungen, die gerade aufgrund 

des jungen Alters der Kinder zu berücksichtigen sind. So muss sichergestellt 

werden, dass die Bedürfnisse der Kinder jederzeit angemessen berücksichtigt 

werden können, beispielsweise bei kurzfristigem Toilettenbedarf, bei Unwohlsein 

oder im Falle eines Sturzes bzw. einer Verletzung während eines Fußwegs oder einer 

Busfahrt. Insbesondere bei den in der Verordnung als zumutbar definierten Weg-

strecken bedarf es hierzu klarer Regelungen hinsichtlich Aufsicht, Betreuung und 

Versorgung. 

Aus unserer Sicht bedarf es daher einer tragfähigen und verbindlichen Lösung für 

die Beförderung aller teilnehmenden Kinder, unabhängig davon, ob sie bereits eine 

Kindertageseinrichtung besuchen oder nicht. 

§ 4 - Grundsätze der Fahrkostenerstattung 

Der im Entwurf festgelegte Höchstsatz für die Fahrtkostenerstattung in Höhe von 

125 € ist aus unserer Sicht nicht ausreichend. Eine Nachbesserung ist erforderlich.  

§ 5 Notwendigkeit 

§ 5 regelt, unter welchen Bedingungen Fahrtkosten notwendig sind und erstattet 

werden müssen. Gerade in Kommunen und Stadtteilen, wo die vollen Kindertages-

einrichtungen auf volle Schulgebäude treffen, viele Kinder keine Kindertagesein-

richtung besuchen und die Familiensprache nicht Deutsch ist, werden viele Eltern 

mit Kindern, die keine Kindertageseinrichtung besuchen, mit längeren Fahrtwegen 

rechnen müssen. Gerade an diesen Standorten sollte es mehr Unterstützung und 

nicht mehr zusätzliche Belastung geben.  

Unseres Erachtens ist es nicht zumutbar, dass Eltern sich erst bei einer Entfernung 

von 2 km mit dem öffentlichen Nahverkehr oder dem Auto bewegen dürfen bzw. sie 

erst dann eine Kostenerstattung erhalten.  

 

 § 7 Beförderung mit öffentlichen Verkehrsmitteln 

(4) Für Kinder mit einer geistigen oder körperlichen Behinderung ist die Benutzung 

von öffentlichen Verkehrsmitteln nicht zumutbar, soweit ein entsprechender Nach-

weis gemäß § 5 Absatz 2 geführt wird. 
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Diese Regelung ist zu begrüßen. Sie betrifft allerdings nur Kinder mit KM-/GG-Be-

darfen, die bereits in der Frühförderung sind. Die Kinder, die sozialpädagogischen 

Unterstützungsbedarf haben, bisher aber noch keine Diagnostik durchlaufen sind, 

bleiben außen vor. Gerade diese Fallgruppe wird aber immer größer und wird im 

gesamten Konzept der schulischen Vorkurse zur Förderung der Sprachkompetenz 

nicht berücksichtigt.  

§ 10 Wegstreckenentschädigung 

Die im Entwurf vorgesehenen Wegstreckenentschädigungen pro Kilometer decken 

in keiner Weise, die real anfallenden Kosten. Hier muss nachgebessert werden.  

 

 

 


